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VI. Organisation der Gemeinde

u. Gemeindeordnung.
Wie die Seele die vielen Glieder des Leibes

zu einer lebendigen, organischen Einheit
verbindet, so muß auch eine gute Gemeinde¬
ordnung alle Mitglieder einer Gemeinde

zu einem lebensvollen Ganzen verbinden,
zu einer "Nachbauerschaft", wie es in alten
Schriften heißt.

Es ist nun sehr zu bedauern, daß sich für

Strengen keine einzige, alte Gemeinde¬

ordnung findet, während die Gemeinde

Nasarein (St. Jakob/ St. Anton) gleich drei (in
den Tiroler Weistümern abgedruckte) Gemeinde¬
ordnungen aus verschiedenen Zeiten u. in
immer verbesserten Auflagen hat. Übrigens

ist Strengen eine unter den ganz wenigen
Gemeinden, die aus älteren Zeiten gar

keine Schriften in ihrem Archive besitzt,

während des Pfarrarchiv ziemlich gut bestellt
ist.
Nach Ottental u. Redlich (Archivberichte von Tirol,
soll früher im Gemeindearchiv nur ein
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Steuerbuch von 1766 u. ein Bürgerbuch, in wel¬
chem auch etwas ältere Gemeinderechnungen
enthalten sind, sich befunden haben.
Nach der Chronik des Joh. Alois Auer wären

außer dem genannten Bürgerbuch noch andere
ältere Schriften im Gemeindearchiv vorhanden
gewesen (Vide diese Chronik sub puncto 52),

jedenfalls ist dermalen auch das zitierte Bürger¬
buch verschollen.
Wir haben schon gesehen, daß das ganze Zweiteil¬
gericht vor ganz alten Zeiten eine große Wirt¬

schaftsgemeinde bildete, eine Art germanischer
Markgenossenschaft.
Die Entwicklung der Wirtschaftsgemeinden im
Stanzertal u. Unterpaznaun (mit Ausnahme
von See) war eine ganz ähnliche wie im sg. Oberen

Gerichte.
Nach allen Anzeichen waren Siedlungen im Stanzer¬

tal u. in Unterpaznaun aus der romanischen Zeit
nur spärlich im Gegensatz von Oberpaznaun,
wo die ersten Siedler aus dem romanischen Engadin
kamen, u. über die nicht so schwer passierbaren
Jöcher (Fimbajoch u. Futschöl) mit ihrer Urheimat
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bis die zahlreichen Walsersiedlungen u. Siedler über Zeinis¬
joch die romanischen incolaes als coloni, wie es

in einer Urkunde ab 1383 heißt, absorbierten
u. germanisierten. (siehe Tinkhauser - Rapp IV, 259)
Mit der Zunahme der deutschen Bevölkerung

in Perfuchs, Stanz, Grins u. im eigentlichen
Stanzertal u. Unterpaznaun ergab sich die
Notwendigkeit des wirtschaftlichen Zusammen¬
schlusses. Diese Notwendigkeit ist weder

romanisch noch germanisch, sondern ein
allgemein menschliches Bedürfnis. Wir
wollen ein besonderes Beispiel heraus¬
nehmen. In den Alpen ist die Ausnützung

der Almweide eine wirtschaftliche Not¬
wendigkeit. Sicher hatten schon die romani¬
schen Siedler im äußeren u. inneren Stanzer¬
tal ihr Vieh in die Almen getrieben. Das be¬

weisen die fast durchaus romanischen Namen
der Zweiteilgerichtsalmen u. der vielen
Flurnamen im genannten Almgebiet.
Deutsch sind ja nur die Almnamen: Örlach, Boden,
Mahdberg, Kaisers, Roßfall, Durri (Paznaun)
1) die Schreibweise Kaisers ist übrigens unrichtig.
Die Stanzertaler sagen allgemein "im Kaser". Kaser
ist ein alter Ausdruck für Sennhütte von Käse.
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während 16 Almen romanische Namen haben, (Auch

Gfall dürfte mit fallen nichts zu tun haben, wie
etwas das Gföll; es ist wohl von Fall abzuleiten,
weil bei Kleingfall das Bachfallentobel (bei Peter
Anich der "Milchbach") u. bei Großgfall der Klausbach

in einem Tobel (vall), abstürzt. Das G ist dann kollektivisch
wie Grüst von rüsten, Gläut von läuten, Gföll von fallen u. s. w.
Wir haben also ungefähr 37% deutsche u. 63%
romanische Almnamen.
Eine organisierte Almnutzung in größerem Stile
war bei der geringen Anzahl dieser Romanen¬

siedlungen wohl noch nicht durchgedrungen. Jetzt
waren die deutschen Siedler in bedeutender Über¬

zahl u. die alten Romanenhöfe verbanden sich schon
im eigenen Interesse mit ihnen zu einer or¬

ganisierten Almnutzung namentlich im hintersten
Stanzertal u. in den Seitentälern des oberen Lech¬
tales, die den Stanzertalern nur über die Jöcher

zugänglich waren. Um die Almen zugänglich zu
machen, mußten die alten, schon von den Romanen

angelegten Trujen (trivium) verbessert u. in stand
gehalten werden. Eine solche Arbeit war aber als
Leistung einzelner unmöglich, es war das Werk
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vieler Interessenten. Gemeinsame Arbeit ver¬

bindet aber zu gemeinsamen Interessen, ist ein
vieculum unionis einer Wirtschaftgemeinde.

Alle jene, die bei Erschließung des Almgebietes
durch Anlage von Weg u. Steg, durch Er¬

haltung derselben, durch Sicherung des Weide¬
gebietes mittels Zäunen u. s. w. mitgetan
hatten, hatten nun auch ein gemeinsames

Interesse an der erschlossenen Weide, sie hatten
das Recht ihrer mitgeleisteten Arbeit als
Stammaktie der Almnutzung. Bei der

großen Entfernung war es notwendig, daß
man gemeinsame Hirten bestellte. Gemein¬
samkeit der Hirten u. Sennleute verlangt
gemeinsame Verrechnung des Lohnes. Darum
ist das Sennlohnanlegen u. Hirtendingen noch
heute mit Knödel, Fleisch u. Kraut gefeiertes
wirksames Zeichen der Gemeinschaft.
Hatte man Hirten u. Sennleute gemeinschaftlich,

so mußte man auch gemeinsam Hütten u.
Tajen anlegen u. in stand halten. Ein weiteres
wichtiges Element zur Bildung einer Wirt¬
schaftsgemeinde war dann eine Organisierung
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der Milchwirtschaft in den Almen. So schlossen sich
nach u. nach sämtliche Siedler des Stanzertales u.
des unteren Paznaun (mit Ausnahme von See, das
vom oberen Gericht her, von Fiß u. Serfaus besiedelt
wurde), zu einer großen wirtschaftlichen Genossen¬
schaft zusammen, die wir noch heute das Zwei¬
teilgericht nennen.
Als solche Einheit erscheint dieses Zweiteilgericht
in der schon oben erwähnten Urkunde von
1385 ( Siehe pg 229). In dieser Urkunde wird
das ganze Zweiteilgericht als "meines Herrn Gemain"
von der Landeckerbrücke bis an den Arlberg be¬
zeichnet, also als geschlossene wirtschaftliche Einheit.

Die Sonderinteresse jeder Gemeinde besonders

in wirtschaftlicher Hinsicht waren die Samenkerne
zur Bildung der 8 Zehenten: Perfuchs, Stanz,

Grins, Pians, Ralsberg, Pettneu, Stanzertal
(St. Jakob u. St. Anton = Nasarein) u. Paznaun.

Es ist nun bedauerlich, daß von Strengen, wie
schon oben bemerkt, keine ältere Dorfordnung
mehr vorhanden ist.
Im Jahre 1816 wurde Flirsch eine eigene Ge¬
meinde. Früher hatte Flirsch bis zum Grießbach
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zur Gemeinde Ralsberg (später Strengen) ge¬
hört, während die Höfe innerhalb des Grießbaches
zur Gemeinde Pettneu gehörten.
Die Bildung zu einer eigenen Gemeinde be¬
gann für Flirsch schon im Jahre 1628. Nach dem
Steuerkataster (eigentlich ab 1627) wurde diese
Gemeinde Ralsberg-Flirsch eingeteilt in den
2/3 Zehent Ralsberg u. in den 1/3 Zehent Flirsch.
Diese Bezeichnung deutet darauf, daß der
1/3 Zehent Flirsch bereits eine gewisse Selbst¬

ständigkeit als Gemeinde besessen haben muß.
Im Steuerkataster 1775 wird dieser Drittel¬
zehent Flirsch als ein eigener Steuer¬

körper behandelt (also als Objectum sen
Subjectum juridicum).
Nach Dr. Otto Strolz, "Historisch-topografische Be-

schreibung von Tirol" werde Flirsch 1805 als
eigene Gemeinde genannt. Die formelle Kon¬
stituierung erfolgte aber, wie es scheint,

erst im Jahre 1816. In diesem Jahre stellten nun
die Flirscher auch eine eigene Dorfordnung

zusammen, wobei aber bemerkt wird, daß
diese neue Dorfordnung im Wesentlichen
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auf der alten Dorfordnung, welche Flirsch (außer¬
halb vom Grießbach) u. den Ralsberg-Strengen
umfaßte. Wir sind deswegen wohl berechtigt,
diese Dorfordnung auch nach diesen, nicht un¬

schwer als wesentliche zu erkennenden Grund¬
Elementen, auch auf Strengen auszudehnen.
Es sind folgende:
1. An erster Stelle kommt der Gerichtsanwalt.
Er wird auch manchmal der Gerichtbeglübte
genannt, wei er durch ein Treugelöbnis der Gerichts¬
obrigkeit verpflichtet wurde. (Daher auch der
Ausdruck "Gerichtsverpflichteter"). Dafür war
vor dem sg. Umbruch anno 1938 der Ausdruck
"Vereidigung der Bürgermeister".
Seine Pflichten sind:
a) Er empfängt die obrigkeitlichen Dekrete,
macht sie bekannt u. sorgt für deren Durchführung.
b) Er führt geringere, juridische Angelegenheiten
im Namen der Obrigkeit durch, z. B. Käufe u.
Verkäufe, Schuldbriefe, Quittungen, Juventare
von Erblassern, die zu den kleineren Leuten ge¬
hörten, Vergleiche von Zwiestigkeiten, die sich
ohne gerichtl. Intervention schlichten ließen (In der
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Schweiz Friedensrichter genannt) u. s. w.
Über all diese Akte verfaßt er Protokolle u.

schriftliche Festlegungen, die er dann am Jahres¬
schluß an das Gericht schickt, wo sie dem Ver¬
fachbuch eingereicht werden.
c) Vor allem hat er zu sorgen, daß die sittlichen

Polizeivorschriften in der Gemeinde genau
eingehalten werden, hat gegen Verstöße
entweder selbst einzuschreiten oder der Gerichts¬
obrigkeit Mitteilung zu machen u. sie an¬
zurufen.
d.) Seine Wahl geschieht so. Die Gemeindever¬
sammlung macht ein Terno-Vorschlag u. der
Gerichtsherr hat des Recht den Geeignetesten
aus demselben auszuwählen.
2. An zweiter Stelle kommt der Dorfmeister, wie
der Name in dieser Zeit damals überall lautete (nicht

Dorfvogt). Er ist eigentlich der Gemeinde-
kassier.
Seine Funktionen sind folgende.

a) Er ist der Kassier der Gemeinde; er hat alle
der Gemeinde zu leistende Zahlungen in Em¬

pfang zu nehmen, hat darüber genau Buch
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zuführen, hat diese Gemeindegelder u. die
Gemeindeschriften gut zu verwahren, er hat auch
alle Forderungen an die Gemeinde auszube¬
zahlen, muß sorgen für die Gemeindebaulich¬
keiten (Widum, Schulhaus u. dgl.), für Instand¬

haltung der öffentlichen Wege u. Stege u. Brücken.
Dafür erhält er 1 f 30 kr u. als Taglohn (Diäten)
36 kr, aber in seiner eigenen Kost.
Er ist also Vertreter der kommunalen Angelegen¬
heit u. ist dem sub1. genannten Anwalt an die
Seite gestellt.
Seine Wahl erfolgt bei der Gemeindeversammlung
durch Stimmenmehrheit.
3. An dritter Stelle kommt der Dorfvogt, der
zugleich auch Steuereinzieher ist.
Bemerkt sei, daß die alten Dorfordnungen die
Trennung von Dorfmeister u. Dorfvogt noch nicht
kennen u. daß die Funktionen des Dorfmeisters
auch dem Dorfvogt oblagen. So war es wenig¬

stens im oberen Gerichte. Erst die Zeit der Auf¬
klärung hat das Wirtschafts - u. Nähramt vom

Finanzamt getrennt.
Auch der Dorfvogt wird von der Gemeindever¬
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sammlung mit Stimmenmehrheit gewählt (Im
oberen Gerichte z. B. in Kauns wurde er nur
für ein Jahr gewählt. So nach einer Urkunde
von 1553). Der Dorfvogt ist der Gemeinde¬
diener u. ist die persona agens, das Lauf¬
hündlein des Anwaltes; es heißt aber "nur
gütig", das heißt wohl: Der Dorfmeister hat
sich als Vertreter der Gerichtsobrigkeit im
Reich "des Saltregierens" (Oberinntal) nicht all¬
zuviel in reine Gemeindesachen einzumischen.

Wenn ihm (dem Dorfmeister) der Dorfvogt bei Durchführung
seiner obligaten Agenden behilflich ist, ist
es sein guter Wille. Geradeso wie ja auch

(wenigstens vor dem sg. Umbruch), die Vor¬
steher u. Bürgermeister gern im Verein mit
dem Seelsorger ad bonum publicum wirkten,
dabei aber mit Argusaugen achtgaben, daß sich der Seel¬

sorger nicht allzuviel in Gemeindesachen ein¬
mischte. Seine Pflichten u. Obliegenheiten sind:
a) Er untersagt einzelnen gewisse Handlungen,
welche dem Gemeindewohl schädlich sind. (gemeint
sind nicht sittliche Polizeivorschriften, die in die
Kompetenz des Anwaltes gehören).
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b) Er befiehlt gewisse Handlungen, welche das Gemeinde¬
wohl erfordert, z. B. bei Feuer- u. Wasserkata¬
strophen, bei ansteckenden Krankheiten, so bei
der Pest 1634 am Ralsberg, wie wir noch hören
werden. In der Kauner Dorfordnung wurde dem
Dorfvogt in Kriegsläufen eine Art Diktatur
übertragen. Er hatte drei, vier Nachbarn als
Berater beizuziehen u. was der Dorfvogt mit
ihnen beschließt, haben die Gemeindemitglieder
zu vollziehen ohne jede Widerrede. Diese Dik¬
tatur hat sich in Kauns u. in den anderen Dörfern

beim Aufgebot gegen die anrückenden Bayern
anno 1809 bewährt.
c) Bei Arbeiten, welche der Gemeinde obliegen,
hat er die Fronfuhren aufzubieten u. über die
geleisteten Fuhren eine Liste zu führen.
d) Er hat für die Schubleute zu sorgen: hat sie
zu verpflegen, wieder weiter zu beförderen -

entweder mit Fuhrwerk oder indem er sie
persönlich eskortiert.
Als Dorfvogt hat er den Nutzgenuß der Dorf¬
vogt Gemeinde (= Gmand, Berkmahd) u. als

Steuereinnehmer bekommt er von jedem



316
"Steuerfach" (quid?) 30 kr.
NB. Nach verschiedenen Bemerkungen u. An¬

gaben u. Vorschriften in den alten Dorfordnungen
u. auch in den Matriken, z. B. auch in Strengen,

war das Vagantentum damals groß, darum
das Bestreben solche Vaganten möglichst bald
abzuschieben nach dem jetzt in Großdeutschland

üblichen "Stoßgebet": "Juden sind hier nicht
erwünscht".
e) der Dorfvogt ist weiterhin Feuerinspektor.
Aus den dies bezüglichen Anordnungen er¬
gibt sich folgendes:
 α) Es waren damals noch keine eigentliche
Löschgerätschaften (Feuerspritzen u. s. w.)

β) Es wurden darum 6 Feuerbeschauer, welche
alle Quatembersamstage eine Feuerbeschau
vorzunehmen hatten. Misstände u. beob¬
achtete Schäden müssen innerhalb von 3 Wochen

entfernt, resp. behoben u. verbessert werden.
γ) Drei Wochen nach dem Feuerbeschau müssen
die Feuerbeschauer dort nachsehen, wo sie
etwas beanstandet haben, ob man ihren

Weisungen nachgekommen sei, wo nicht,
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haben sie dem Anwalt die Anzeige zu machen,
der mit Strafen vorgeht.

NB. Bei Teilangaben, was im einzelnen wegen
Feuersgefahr verboten ist, werden auch die
"Tobakpfeifen" erwähnt, wenn einer im Stadel
oder Stall raucht u. m. a.
4. Ausführlich werden die Pfändungen behandelt

nach den Gesichtspunkten quis ? quid ? quomodo ?
darüber war aber schon auf pg 233 ff. die Rede.

5. Auch die Schule wird in den Bereich der Gemeinde¬
ordnung aufgenommen u. zwar mit folgenden
Bestimmungen: a) Die Schule beginnt zu Martini
u. dauert 20 Wochen, also ungefährt bis 1. April

wo bereits die Feldarbeit beginnt. Später wurde
Georgi der Schlußtermin der Winterschule.
b) Der Anwalt hat zu sorgen, daß dem Schul¬
lehrer der Zins vom Stiftkapital per 500 fl
fleißig ausbezahlt werde. Das waren also zu
4% 20 fl. Es müßte aber dazu wohl auch der
sg. Schulgroschen pro Kind bezahlt werden;
zu dem war der Lehrer gewöhnlich auch Mesner

u. Organist u. hatte als solcher auch sein Ein¬kommen.
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Als Stifter wird ein Mathias Mungenast er¬
wähnt, die Stiftung ist ab 1732.
c) Der Schullehrer hat vom Stifter aus die Pflicht
am 16. u. 19. I. u. am 1. II. mit den Kindern
prozessionsweise zur Antonikapelle zu
gehen. Diese Antoniuskapelle ist zu Wolfen

auf Persyr. Wenn aber der Stiftbetrag, der nach Gemeindeordnung

von 1816 500 fl. beträgt, und die darin erwähnte Schulstiftung
ab 1732 nach Tinkhauser nur 200 fl betrug,

so müssen dem Stifter noch andere Wohltäter
gefolgt sein. Die Gemeindeordnung er¬
wähnt tatsächlich noch eine andere Stiftung

eines Josef Senn ab 1783, nach welcher der
Lehrer mit den Kindern an zwei Frei¬

tagen in der Fastenzeit in der Kirche den
Kreuzweg zu beten hatte.

d) Die Gemeindeversammlung ist am Fest der
unschuldigen Kinder u. ist "von" der Kirche

(etwa wohl "vor" der Kirche) bekannt zu geben.
Unentschuldigtes Fernbleiben von Feuer¬

stattbesitzern wird bestraft. 1) Agenda bei diesen
Versammlungen sind: a) Vorlage der Jahres¬

rechnung, welche dann nach Genehmigung
1) Wer nicht erscheint, von dem nimmt

man an, daß er mit den Gemeindebeschlüssen
einverstanden ist.
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von Seite der Vollversammlung vom Anwalt in
das Gemeindrechnungsbuch übertragen wird.
b) Verlesung der Gemeindeordnung.

c) Außerordentliche Versammlungen der Gemeinde
bedürfen der Erlaubnis der Gerichtsobrigkeit.
d) Bei diesen Gemeindevollversammlungen muß
Ruhe, Ordnung u. Disziplin eingehalten
werden. Alles dreinschreien, alle bitteren Spott-
u. Streitworte müssen vermieden werden.
Zur Giltigkeit von Gemeindebeschlüssen ist
2/3 Mehrheit erfordert.
7. Strenge Bestimmungen sind gegen die Auf¬

nahme von Fremden. Solche dürfen in den
Gemeindeverband nur aufgenommen werden,
wenn sie a) ein gutes Leumundszeugnis haben
u. b) auch einen entsprechenden Vermögensnachweisvorlegen können.

Das Einkaufgeld beträgt 40 fl.
Außer diesem Einkaufgeld besteht auch noch das
sg. Sitzgeld, das jene zu bezahlen haben, die in
den Gemeindeverband nicht aufgenommen sind,
aber die Erlaubnis haben in der Gemeinde zu
wohnen, z. B. als Tagwerker, Arbeiter, Handwerker.
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Das Sitzgeld beträgt 3 fl für fremde Ehehalten,
2fl für fremde Männer, welche eine Ortsan¬

gehörige geheiratet haben. Verwitwete oder
ledige Mannspersonen zahlen auch 2fl, ledige Weibs¬
personen 1 fl.
8. Strenge Verordnungen sind auch wegen

Erhaltung u. Schonung des Waldes, nament¬
lich des Bannwaldes, was aber für ein Heimat¬
buch von Strengen aus dem Rahmen fällt.
9. Auch die Zäune sind sorgfältig zu kon¬
trollieren, ob sie vorschriftsmäßig herge¬
stellt sind. Diese Kontrolle hat auf der Sonnen¬
seite der Dorfmeister, auf der Schattenseite
der Dorfvogt. Diese Kontrolle soll vorge-

nommen werden einige Tage vor dem Auslassen
des Viehes auf die Weide.
Inbezug auf die Heimweide (Stallatzung)
wird betont, daß Strengen u. Flirsch noch

gemeinsame Weide haben. Daher muß
bei der Bestimmung des Tages, an welchem
das Vieh auf die Weide ausgelassen wird,

auch der Dorfvogt von Strengen konsultiert
werden. Diese Gemeinsamkeit quoad pascea
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soll theoretisch noch heute bestehen (so hörte ich
in meiner Jugendzeit), praktisch ist aber eine
Trennung in usw.
10. Endlich ist noch die Rede von der Benutzung
der "Freiheiten". Es wird aber nicht gesagt, worin
dieselben bestehen. [Es kann sich aber nur um
das Recht der Jagd u. der Fischerei handeln, das die

Oberinntaler "Frei"-Gerichte seit uralten Zeiten
besassen - mit gewissen Beschränkungen inbe¬
zug auf die Jagd. (Rotwild: Hirsche, Rehe, Stein¬
böcke waren ausgenommen, nicht aber die
Gemsen u.s.w.).
Diese "Freiheiten" wurden am Magdalenatag
öffentlich versteigert. Das Geld bezog die
Gemeinde.] 1) 
Mögliche wäre auch, daß zu diesen "Freiheiten"
auch die von der Almweidenutzung freien
oder befreiten Berkmähder gemeint sind,
die noch jetzt im Stanzertal Gmande dh. Ge¬
meinden genannt werden u. z. B. im Kauner¬
tal tatsächlich vormals versteigert wurden.
Ich besitze noch eine Liste der von der Gemeinde

Kaunertal versteigerten Berkmähder mit
1) Unter Freiheiten sind tatsächlich die sg. "Gmanden" oder
Berkmähder zu verstehen, wie sich aus den Dorf¬
ordnungen der Gemeinde Nasarein ergibt, daher

ist obige unter Klammer gesetze Annahme unrichtig.
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den Mähder u. dem Ersteigerungsbetrag.)

Nach einem Protokoll der Gemeinde Kaunertal von 1842 am 24. Dez.
ließ man den Modus des Versteigerns fallen
u. verteilte bei der Vollversammlung der
Gemeinde nach Vorberatung durch das Los.
Der Pachtzins wurde im Vorhinein fest¬
gesetzt u. zur Einsicht vorgelegt. Der Pacht
galt auf 5 Jahre u. der Zins war für alle
5 Jahre im vorhinein zu erlegen. Auf diese
Weise verhinderte man, daß vielleicht
Gemeindegenossen einem anderen, dem
sie nicht "grün" waren den Pachtzins mut¬
willig steigerten.
Übrigens kommt dies Alles für eine Wirt¬

schaftsgeschichte von Strengen nicht in Betracht,
denn Strengen hat nur Hochwiesen aber keine
Berkmähder.


